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 Innsbruck, 2026-03-31 
 
 
Betrifft: VD-265/971-2026; Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Tiroler 
Bauordnung 2022, das Tiroler Gas-, Heizungs- und Klimaanlagengesetz 2013, 
das Tiroler Energieeffizienzgesetz, das Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991, 
das Tiroler Bauproduktegesetz 2016, das Tiroler Aufzugs- und 
Hebeanlagengesetz 2012, das Tiroler Stadt- und Ortsbildschutzgesetz 2021, das 
Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 und das Tiroler Freizeitwohnsitz- und 
Leerstandsabgabegesetz geändert werden; Stellungnahme; 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Seitens des Tiroler Gemeindeverbandes bedanke ich mich für die Übermittlung der im 
Betreff angeführten Gesetzesentwürfe. Inhaltlich darf dazu folgendes ausgeführt 
werden: 
 
Einleitend wird festgehalten, dass wesentliche Teile der vorgesehenen Novellierung 
der verpflichtenden Umsetzung der EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden dient und somit unionsrechtlich vorgegeben ist. Ungeachtet dessen 
erscheint es erforderlich, die damit verbundenen finanziellen und administrativen 
Auswirkungen kritisch zu beleuchten. 
 
Den Gesetzesmaterialien ist zu entnehmen, dass durch die Novelle zusätzliche, 
jedoch nicht konkret bezifferbare Aufwendungen für das Land Tirol, die Gemeinden 
sowie deren Einrichtungen zu erwarten sind. In besonderem Maße betroffen sind 
Gemeinden als Eigentümerinnen zahlreicher öffentlicher Gebäude. Die vorgesehenen 
Verpflichtungen, insbesondere im Hinblick auf die Errichtung von Solarenergieanlagen 
und die Bereitstellung von Ladeinfrastruktur bei bestehenden öffentlichen Gebäuden, 
führen zu erheblichen Investitionserfordernissen. Den in Aussicht gestellten 
langfristigen Einsparungen stehen kurzfristig keine budgetwirksamen Entlastungen 
gegenüber. 
 
Darüber hinaus ist mit zusätzlichen Kosten infolge der geänderten Anforderungen bei 
Sanierungs- und Umbaumaßnahmen sowie durch die Einführung weiterer Instrumente 
wie Renovierungspässe zu rechnen, welche den Planungs-, Beratungs- und 



Verwaltungsaufwand erhöhen. Komplexere Verfahren sowie ein steigender Personal- 
und Zeitbedarf sind zu erwarten. 
 
Die geplante Umsetzung der Gebäuderichtlinie führt schließlich auch zu erhöhten 
Baukosten für Bauwerber und steht damit im Widerspruch zu dem angestrebten Ziel 
der Schaffung leistbaren Wohnraums. 
 
Zusammenfassend wird festgehalten, dass die Zielsetzungen der EU-Richtlinie, 
insbesondere im Bereich Klimaschutz und Energieeffizienz, grundsätzlich anerkannt 
werden. Gleichwohl ist die Umsetzung mit erheblichen, derzeit nicht hinreichend 
abschätzbaren finanziellen und administrativen Mehrbelastungen für die Gemeinden 
verbunden. Es werden daher geeignete finanzielle Begleitmaßnahmen und 
Ausgleichsmechanismen gefordert, um eine übermäßige Belastung der kommunalen 
Ebene zu vermeiden. Es sollte aus den gleichen Erwägungen geprüft werden, ob sich 
die in Rede stehenden unionsrechtlich bedingten Verpflichtungen zeitlich verschieben 
lassen. 
 
Abschließend darf auf die – nicht bereits dem Amt der Tiroler Landesregierung direkt 
zugegangenen – Stellungnahmen in der Anlage zu diesem Schreiben verwiesen 
werden und wird gleichzeitig ersucht, die entsprechenden Vorbringen zu 
berücksichtigen. 
 
Ich und meine Mitarbeiter:innen im Tiroler Gemeindeverband stehen für Rückfragen 
jederzeit gerne zur Verfügung.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

BGM Karl-Josef Schubert 
 
Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes 
 

 

 

Anlagen wie erwähnt 
 

 

 

 



 

Ergeht an: 
 
alle Gemeinden, zur Kenntnisnahme; 
 
Abteilung Verfassungsdienst beim Amt der Tiroler Landesregierung, per Mail 
 
Herrn LH-Stv. Josef Geisler, per Mail; 
 
Herrn HR Dr. Peter Hollmann, Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht, per Mail zur 
Kenntnisnahme; 
 
FLGT – Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Tirols z.H. Herrn 
Landesobmann Mag. Bernhard Scharmer, per Mail zur Kenntnisnahme; 
 
 


